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Drucksache 13/2219 

Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Ursula Röper (CDU) 

und 

Antwort 

der Landesregierung - Ministerin für Frauen, Bildung, 
Weiterbildung und Sport -

Befreiung von Schulkostenbeiträgen 

Einem Artikel des Flansburger Tageblattes vom 14. September 1994 
ist unter der Überschrift .Deal mit dem Ministerium" zu entnehmen, 
daß für den Fall der Schließung des Hauptschulzweiges der Grund· 
und Hauptschule Glücksburg der Staatssekretär im Bildungsministe· 
rium, Herr Dr. Richter, der Stadt Ausgleich versprochen hat. So soll 
erreicht werden, daß Glücksburg für Hauptschüler, die künftig an­
dernorts unterrichtet werden, mehrere Jahre lang nicht die sonst üb· 
Iichen Kostenbeiträge zahlen muß. 

1. Hat Staatssekretär Dr. Richter in diesem konkreten Fall eine der· 
artige Regelung in Aussicht gestellt und zugesagt, sich bei ähnlich 
gelagerten Fällen freiwilliger Auflösung von Hauptschulen für 
einen zeitweisen und befristeten Verzicht auf die Bezahlung von 
Schulkostenbeiträgen durch die abgebende Gemeinde einzuset· 
zen? 

Nein. Staatssekretär Dr. Richter hat lediglich zugesagt, Kontakt mitdem 
Innenminister aufzunehmen, um in diesem und ähnlich gelagerten 
Fällen freiwilliger Auflösungen von Hauptschulen zu prüfen, wie die ab· 
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gebenden Schulträger für eine Übergangszeit bei. der Entrichtung von . 
Schulkostenbeiträgen unterstü~twerdo:m können, · ·· - -

2. Aufwelcher Rechtsgrundlagebasieren die gesamten Äußerungen 
von Staatssekretär Dr. Richter? 

Staatssekretär Dr. Richter h;;t seine Ä!JffaSS\,Ing_c!arg_~egt, daß di_e 
Schwierigkeiten Glücksburgs Anlaß gäben, über eine befristete Hilfe­
stellung beim Problem der Schulkostenbeiträge aufgrunddes ,O,uskau­
fens zu klein gewordener Hauptschulen generell nachzudenke-n;- dazu 
seien verschiedene Lösungswe_!le denkbar, über die erst_innerhalb der 
Regierung zu beraten seien. Uber das Ergebnis der Uberlegungen 
werde er die Stadt zu gegebener.Zeiflnförmieren, 

Nein. 

3. Sind den von Staatssekretär Dr. Richter vertretenen Positionen 
neue Überlegungen der Landesregierung zur Änderung des 
Schullastenausgleichs zu entnehmen? 
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